Die EU-Dienstleistungsrichtlinie - Stärkung oder Schwächung öffentlicher Dienstleistungen für Bürger und Kommunen?
- MdEP Evelyne Gebhardt, Europäisches Parlament, 03.12.2010 -

Fälschlicherweise wird immer wieder behauptet, die Richtlinie würde den Dienstleistungssektor deregulieren oder liberalisieren. Dem ist nicht so. Sinn und Zweck der Dienstleistungsrichtlinie ist es, den Zugang zu den Märkten in den Mitgliedstaaten so zu gestalten, dass  willkürliche Hindernisse abgebaut werden bzw. Regeln, die in den Mitgliedstaaten aufrechterhalten bleiben, angemessen und nicht-diskriminierend sind. Ausdrücklich wurde bestimmt, dass weder das Arbeitsrecht noch die Rechte der Arbeitnehmer von dem Gesetzesvorhaben tangiert werden, darauf hat das Europäische Parlament insbesondere Wert gelegt.

Die möglichen negativen Auswirkungen bei einer Einbeziehung öffentlicher Dienstleistungen in den Anwendungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie, wurden im Europäischen Parlament ernst genommen. Unsere Position konnte dahingehend durchgesetzt werden, als in vielen sensiblen Bereichen weiterhin innerstaatliches Recht anzuwenden ist und somit eine hohe Qualität der öffentlichen Dienstleistungen gesichert werden kann.

Die Umsetzung der Richtlinie hat jedoch viele Probleme in den Mitgliedstaaten verursacht. Aus diesem Grund habe ich einen Initiativbericht vorgelegt, der der Europäischen Kommission und dem Rat aufzeigen soll, wo die vier größten Problembereiche liegen: 
1. Anwendungsbereich 
Die Dienstleistungsrichtlinie umfasst grundsätzlich alle Dienstleistungen. Auch die öffentlichen Dienstleistungen. Ausnahmen sind für folgende öffentliche Leistungen vorgesehen:

· Dienstleistungen von allgemeinem nicht wirtschaftlichem Interesse 
· Verkehrsdienstleistungen 

· Gesundheitsdienstleistungen

· Bestimmte soziale Dienstleistungen (Pflege, Kinderbetreuung, Wohnungsbau)
Umsetzungsprobleme in einigen Mitgliedsländern:

Dienstleistungen, die die Daseinsvorsorge (Altenheime, Kinderbetreuung, Behinderteneinrichtungen, Heimerziehung, Müllabfuhr, etc.) betreffen sind grundsätzlich Gegenstand der Dienstleistungsfreiheit, aber nur wenn diese im betreffenden Mitgliedstaat bereits unter Marktbedingungen erbracht werden. Dies bedeutet, dass wir mit der Dienstleistungsrichtlinie keineswegs eine Deregulierung oder Privatisierung der Märkte betrieben haben. Ob und wie die Mitgliedstaaten Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse in die Umsetzung der Richtlinie mit einbeziehen, bleibt ihnen allein überlassen. Allerdings müssen sie dann auch die Verantwortung für ihr Handeln übernehmen. 
2. Evaluierungsverfahren
Laut Art. 39 der Dienstleistungsrichtlinie wird eine nach Ablauf der Umsetzungsfrist beginnende gegenseitige Evaluierung der Mitgliedstaaten vorgesehen. Die Mitgliedstaaten müssen der EU-Kommission darüber Bericht erstatten, wie ihr Recht mit den Vorgaben der Richtlinie vereinbar ist. Damit sind auch Kommunen verpflichtet, Prüf- und Berichtspflichten zu erfüllen. 

Gegenstand der Evaluierung sind die zentralen Ergebnisse der Normenprüfung. Dies bedeutet, dass alle staatlichen Ebenen ihre dienstleistungsbezogenen Vorschriften überprüfen müssen (sprich die Regelungen müssen diskriminierungsfrei, erforderlich und verhältnismäßig sein). Ein solches Verfahren bedeutet sicherlich ein großer bürokratischer Mehraufwand sowie mehr Verwaltungskosten. Das Europäische Parlament ist außerdem der Ansicht, dass die Nachteile eines solchen Verfahrens überwiegen. Jedoch kann eine solche Prüfung auch für die Kommunen von Nutzen sein, da so ungerechtfertigte Beschränkungen im Dienstleistungsbinnenmarkt aufgedeckt und abgeschafft werden können.
3. Einheitliche Ansprechpartner
Eines der wichtigsten Bestandteile der Richtlinie: 

- bisher mussten sich ausländische und auch inländische Dienstleister an viele verschiedene Stellen wenden, um sich über alle behördlichen Sachverhalte zu informieren. 
- künftig bzw. schon jetzt kann sich der Dienstleister mit Hilfe der Einheitlichen Ansprechpartner aus der Ferne Informationen zusammenstellen lassen und Genehmigungen beantragen, da diese Vorgaben vollständig elektronisch umgesetzt werden. Der Einheitliche Ansprechpartner dient damit als Bindeglied zwischen Dienstleister und den zuständigen Behörden. 

Verbesserungen nötig hinsichtlich: 

- Sprachenvielfalt, insbesondere in Grenzgebieten sollten die jeweiligen Sprachen der Region angeboten werden, 
- die Einheitlichen Ansprechpartner sollten nicht reine Informationsquelle sein, sondern Hilfestellung bieten.
4. Zusammenarbeit der Verwaltung

In Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten hat die EU-Kommission ein elektronisches System der Verwaltungszusammenarbeit errichtet (Internal Market Information System - IMI), um für einen schnellen und unkomplizierten Austausch von Informationen zwischen den Mitgliedstaaten aufgrund verschiedener Rechtsakte zu sorgen. Jedoch muss dieses hilfreiche System auch angewendet werden und Beamte dahingehend geschult werden, um die Vorteile nutzen zu können. 
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